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TEILERKENNTNIS
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan WAGNER als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter Mag. Christa KOCHER und Mag. Wolfgang Schieler als Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX geb. XXXX
gegen Spruchpunkt B des Bescheides des Arbeitsmarktservice Wien Hauffgasse vom 08.08.2024, betreffend den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen diesen Bescheid, zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan WAGNER als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter Mag. Christa KOCHER und Mag. Wolfgang Schieler als Beisitzer tGber die Beschwerde des romisch 40 geb.
romisch 40 gegen Spruchpunkt B des Bescheides des Arbeitsmarktservice Wien Hauffgasse vom 08.08.2024,
betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen diesen Bescheid, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde gegen Spruchpunkt B wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

Vorweg weilt das Bundesverwaltungsgericht ausdrucklich darauf hin, dass mit dem gegenstandlichen Erkenntnis eine
Entscheidung Uber die Beschwerde gegen Spruchpunkt A des Bescheides vom 08.08.2024 nicht vorweggenommen
wird, sondern sich das AMS hierUber die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung vorbehalten hat.

I. Verfahrensgang: rémisch eins. Verfahrensgang:

Mit dem im Spruch zitierten Bescheid des AMS Wiener Neustadt (in der Folge belangte Behdrde oder AMS) vom
08.08.2024 wurde mit Spruchpunkt A ausgesprochen, dass der Beschwerdefihrer (BF) vom 23.07.2024 bis zum
06.08.2024 keine Notstandshilfe erhalte, da der BF den fur den 23.07.2024 vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin
nicht eingehalten und sich erst am 07.08.2024 wieder beim AMS gemeldet habe. Mit Spruchpunkt B wurde die
Aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid ausgeschlossen.

Dagegen erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde und brachte darin im Wesentlichen vor, dass die
Einladung zum Kontrollmeldetermin im Briefkasten zwischen Werbung gekommen sei, und er diese zu spat gesehen
habe, da er Werbung in einem separaten ,Papierkubel” sammle und diesen alle zwei Wochen leere. Beim leeren sei
ihm der Brief aufgefallen. Weiters flhrte er aus, dass er in massive Geldprobleme gekommen sei. Er habe sich
aufgrund der gekulrzten Auszahlung (Auszahlungsbetrag nur ca. € 650, --) privat € 500, -- ausborgen mussen um alleine
die Miete in Héhe von € 1.133,20 fir den August zahlen zu kénnen. Seine Miete falle im August 2024, wie auch im
September 2024 wegen einer Betriebskostenabrechnung um € 151,99 héher aus. Er beantrage daher die fehlenden ca.
€ 360, -- zu Uberweisen und auch auf die ,Sperre” des Bezuges fur die erste Woche im August zu verzichten, da er

sonst nicht einmal mehr die Miete flr seine Wohnung zahlen kénne.

Mit Schreiben vom 03.09.2024, beim Bundesverwaltungsgericht am selben Tag eingelangt, legte das AMS die

Beschwerde unter Anschluss des Verwaltungsaktes dem BVwG zur Entscheidung vor.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Mit Bescheid vom 08.08.2024 hat das AMS mit Spruchpunkt A ausgesprochen, dass der BF fur die Zeit vom 23.07.2024
bis zum 06.08.2024 keine Notstandhilfe erhdlt, da der BF den fir den 23.07.2024 vorgeschriebenen



Kontrollmeldetermin nicht eingehalten und sich erst am 07.08.2024 wieder beim AMS gemeldet hat. Mit Spruchpunkt
B wurde die Aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid ausgeschlossen.

Gegen diesen Bescheid hat der BF fristgerecht Beschwerde erhoben.

Der BF macht in seiner Beschwerde- mit Ausnahme des Vorbingens zum ,geklrzten Auszahlungsbetrag” - keine
Angaben zu seinen Einkinften und insbesondere nicht zu seinen Vermdégensverhaltnissen, insbesondere bringt er
auch - mit Ausnahme der nicht konkretisierten Beflirchtung, seine Miete im September nicht zahlen zu kénnen - nichts
Naheres dazu vor, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fUr ihn mit der
(vorlaufigen) Vollstreckung des Bescheides verbunden waren und inwiefern er dadurch einen unverhaltnismaBigen
Nachteil erlitte.

Mit Schreiben vom 03.09.2024, beim Bundesverwaltungsgericht am selben Tag eingelangt, legte das AMS die
Beschwerde gegen den Bescheid vom 08.08.2024 unter Anschluss des Verwaltungsaktes dem BVwG vor und hat sich
die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung vorbehalten.

2. Beweiswurdigung:
Die Feststellung zum angefochtenen Bescheid ergeben sich aus dem im Akt einliegenden Bescheid.

Die Feststellungen zum Vorbringen des BF in seiner Beschwerde gegen den Bescheid des AMS vom 08.08.2024
ergeben sich aus der ebenfalls im Akt einliegenden Beschwerde des BF.

Die Feststellung zum Einlangen der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht ergeben sich ebenfalls aus dem
Schreiben vom 03.09.2024 bzw. aus dem Eingangsvermerk des Bundesverwaltungsgerichtes. Aus dem Schreiben des
AMS ergibt sich auch, dass dieses nicht auf die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung verzichtet.

3. Rechtliche Beurteilung:

Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung durch einen Senat unter Mitwirkung
fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus 88 6, 7 BVWGG in Verbindung mit 8 56 Abs. 2 AIVG (vgl. VWGH vom
07.09.2017, Ra 2017/08/0065). Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung durch einen
Senat unter Mitwirkung fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus Paragraphen 6,, 7 BVwWGG in Verbindung mit
Paragraph 56, Absatz 2, AIVG vergleiche VWGH vom 07.09.2017, Ra 2017/08/0065).

Zu A)
.8 13. Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG

(1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat aufschiebende
Wirkung.(1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG
hat aufschiebende Wirkung.

(2) Die Behoérde kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach Abwagung der beruhrten
offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die
Ausubung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdaumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend
geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den Uber die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

(3) Die Behorde kann Bescheide gemal3 Abs. 2 von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei aufheben oder abandern,
wenn sich der mafigebliche Sachverhalt so gedndert hat, dass seine neuerliche Beurteilung einen im Hauptinhalt des
Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hatte.(3) Die Behdrde kann Bescheide gemal Absatz 2, von Amts wegen
oder auf Antrag einer Partei aufheben oder abandern, wenn sich der maRgebliche Sachverhalt so gedndert hat, dass
seine neuerliche Beurteilung einen im Hauptinhalt des Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hatte.

(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemal3 Abs. 2 hat keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde
nicht als verspatet oder unzulassig zurtickzuweisen ist, hat die Behérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter
Anschluss der Akten des Verfahrens unverzlglich vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behdrde den Parteien eine Mitteilung
Uber die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu
enthalten, dass Schriftsdtze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem
einzubringen sind. Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden und der Behdérde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die
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Akten des Verfahrens zurlickzustellen.”(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemall Absatz 2, hat keine
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlickzuweisen ist, hat die
Behorde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.
Gleichzeitig hat die Behdrde den Parteien eine Mitteilung Uber die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht
zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsatze ab Vorlage der Beschwerde an das
Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind. Das Verwaltungsgericht hat tUber die Beschwerde ohne
weiteres Verfahren unverziiglich zu entscheiden und der Behdrde, wenn diese nicht von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zurlickzustellen.”

Daraus folgt:

Da sich das AMS eine Beschwerdevorentscheidung vorbehalten hat, ist ohne weiteres Verfahren unverziglich tGber die
Beschwerde hinsichtlich der aufschiebenden Wirkung zu entscheiden.

Was die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach§ 13 Abs. 2 VWGVG anbelangt,
entsprechen diese groRteils jenen, die§ 64 Abs. 2 AVG normiert (vgl. Lehhofer, Die aufschiebende Wirkung im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 0Jz 2014, 5 f.). Auch die Erlauterungen zur Regierungsvorlage weisen darauf hin,
dass § 13 VWGVG weitgehend der Bestimmung des§ 64 AVG nachgebildet wurde (RV 2009 BIgNR 24. GP). Wie auch
dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne
weiteres auf die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurlickgegriffen werden, um die
RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu
Uberprufen.Was die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 13, Absatz 2,
VWGVG anbelangt, entsprechen diese groRteils jenen, die Paragraph 64, Absatz 2, AVG normiert vergleiche Lehhofer,
Die aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, ©JZ 2014, 5 f.). Auch die Erlduterungen zur
Regierungsvorlage weisen darauf hin, dass Paragraph 13, VwWGVG weitgehend der Bestimmung des Paragraph 64, AVG
nachgebildet wurde Regierungsvorlage 2009 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode Wie auch dem Beschluss des
Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne weiteres auf die
bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurickgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu Uberprifen.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Rechtsmitteln gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
nach § 64 Abs. 2 AVG hat die Rechtsmittelinstanz zu Uberprifen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der
belangten Behorde die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VWGH
29.09.2005, 2005/11/0123; 28.06.2001,99/11/0243).Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Rechtsmitteln
gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 64, Absatz 2, AVG hat die Rechtsmittelinstanz zu
Uberprufen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der belangten Behdrde die Voraussetzungen fir den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VWGH 29.09.2005, 2005/11/0123; 28.06.2001, 99/11/0243).

Die zustandige Behorde hat eine Interessenabwagung durchzufiihren und darzulegen, worin die Gefahr im Verzug
besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu § 64 Rz 31). In
der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdefiihrers gegen die berthrten 6ffentlichen Interessen und
allfélliger weitere Parteien abzuwdgen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist, welche Interessen
Uberwiegen.Die zustandige Behdrde hat eine Interessenabwagung durchzufihren und darzulegen, worin die Gefahr im
Verzug besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu
Paragraph 64, Rz 31). In der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdeflhrers gegen die beruhrten
offentlichen Interessen und allfalliger weitere Parteien abzuwagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist,
welche Interessen Uberwiegen.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. z. B. VwGH 11.01.2012,AW 2011/07/0062;
02.07.2012, AW 2012/03/0011) hat jedoch der Beschwerdefiihrer - unabhangig von der Frage, ob einer Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen - im Aufschiebungsantrag zu
konkretisieren, worin fur ihn der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware. Erst die ausreichende Konkretisierung
ermoglicht die vom Gesetz gebotene Interessenabwagung. Es ist demnach erforderlich, dass der Beschwerdefihrer in
seinem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus welchen tatsachlichen Umstanden
sich der von ihm behauptete unverhaltnismal3ige Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die
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Voraussetzungen flr die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.Nach der
standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche z. B. VwGH 11.01.2012, AW 2011/07/0062;
02.07.2012, AW 2012/03/0011) hat jedoch der BeschwerdefUhrer - unabhangig von der Frage, ob einer Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen - im Aufschiebungsantrag zu
konkretisieren, worin fir ihn der unverhaltnismaf3ige Nachteil gelegen ware. Erst die ausreichende Konkretisierung
ermoglicht die vom Gesetz gebotene Interessenabwagung. Es ist demnach erforderlich, dass der Beschwerdeflihrer in
seinem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus welchen tatsachlichen Umstanden
sich der von ihm behauptete unverhaltnismalige Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die
Voraussetzungen flr die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.

Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwagung vornehmen zu kdnnen (vgl. zur Interessenabwagung nachs
30 Abs. 2 VWGG VwWGH 14.2.2014,Ro 2014/02/0053), hat ein Notstandshilfebezieher insbesondere die nicht ohne
weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer Weitergewahrung untermauern, sowie die in seiner
Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS fir die Einbringlichkeit einer
kinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begriindung (8 9 Abs. 1 Z 3 VWGVG) seiner Beschwerde gegen die
Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das Verwaltungsgericht
gemal § 13 Abs. 5 VWGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden hatUm die vom
Gesetzgeber geforderte Interessenabwagung vornehmen zu kdnnen vergleiche zur Interessenabwdgung nach
Paragraph 30, Absatz 2, VwWGG VwGH 14.2.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein Notstandshilfebezieher insbesondere die
nicht ohne weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer Weitergewahrung untermauern, sowie die in
seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS fir die Einbringlichkeit einer
kinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begrindung (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3, VWGVG) seiner
Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das
Verwaltungsgericht gemaR Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren
unverzlglich zu entscheiden hat.

Gegenstandlich fuhrt der BeschwerdeflUhrer nichts Naheres Uber seine Vermogensrechtliche Situation aus,
insbesondere auch nichts Naheres dazu, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fur
ihn mit der (vorlaufigen) Vollstreckung des Bescheides verbunden waren und inwiefern er dadurch einen
unverhaltnismafligen Nachteil erlitte, sodass eine Interessenabwdgung nicht vorgenommen werden konnte. Soweit der
BF auf die Verunmoglichung der Mietzahlung verweist, ist einerseits anzufihren, dass er diese - mangels Angaben zu
seinen gesamten wirtschaftlichen, insbesondere Vermdgensverhéltnissen - nicht ausreichend konkretisiert hat und
auch nicht dargelegt hat, dass die (vorlaufige) Vollstreckung zu unwiederbringlichen Vermdgensnachteilen fuhrt, wie
dies etwa im Falle der exekutiven Betreibung einer Versteigerung von Vermodgensgegenstanden und dem damit
verbundenen - nicht wieder auszugleichenden - Wertverlust oder im Falle einer Delogierung der Fall ware. Sollte nach
Abweisung eines Antrages auf aufschiebende Wirkung die Versteigerung von Fahrnissen oder Liegenschaften der
antragstellenden Partei beantragt und bewilligt werden, kdme eine - entsprechend bescheinigte - neuerliche
Antragstellung auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung in Betracht (vgl. VwWGH vom 02.10.2023, AW
2003/08/0028).Gegenstandlich fiihrt der Beschwerdefihrer nichts Naheres Uber seine Vermdgensrechtliche Situation
aus, insbesondere auch nichts Naheres dazu, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen
Nachteile fur ihn mit der (vorlaufigen) Vollstreckung des Bescheides verbunden waren und inwiefern er dadurch einen
unverhaltnismafligen Nachteil erlitte, sodass eine Interessenabwdagung nicht vorgenommen werden konnte. Soweit der
BF auf die Verunmoglichung der Mietzahlung verweist, ist einerseits anzufihren, dass er diese - mangels Angaben zu
seinen gesamten wirtschaftlichen, insbesondere Vermodgensverhéltnissen - nicht ausreichend konkretisiert hat und
auch nicht dargelegt hat, dass die (vorlaufige) Vollstreckung zu unwiederbringlichen Vermdgensnachteilen fuhrt, wie
dies etwa im Falle der exekutiven Betreibung einer Versteigerung von Vermogensgegenstanden und dem damit
verbundenen - nicht wieder auszugleichenden - Wertverlust oder im Falle einer Delogierung der Fall ware. Sollte nach
Abweisung eines Antrages auf aufschiebende Wirkung die Versteigerung von Fahrnissen oder Liegenschaften der
antragstellenden Partei beantragt und bewilligt werden, kdme eine - entsprechend bescheinigte - neuerliche
Antragstellung auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung in Betracht vergleiche VwWGH vom 02.10.2023, AW
2003/08/0028).

Unter Berucksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten Prufungsmalistabes (gemaR § 13
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Abs. 4 letzter Satz VwWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden
[vgl. Dinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behorde, ZUV 2013, 12 ff.]) vermag das erkennende Gericht die
Erwagungen der belangten Behdrde Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auch nicht von vornherein als
unschlissig zu erkennen.Unter Berucksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten
Prufungsmalstabes (gemaR Paragraph 13, Absatz 4, letzter Satz VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne
weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden [vgl. Dinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behdrde, ZUV
2013, 12 ff.]) vermag das erkennende Gericht die Erwdgungen der belangten Behorde Uber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung auch nicht von vornherein als unschlissig zu erkennen.

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt B war sohin abzuweisen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die
mafgebliche Rechtsprechung wurde unter Punkt 3. wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung
angefuhrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichtes auf die inhaltlich vergleichbaren Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage
unverandert Ubertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden
Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Die maRgebliche Rechtsprechung wurde unter Punkt 3. wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen
Beurteilung angefiihrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friiheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes auf die inhaltlich vergleichbaren Bestimmungen der nunmehr geltenden
Rechtslage unverandert Ubertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor.
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